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Gesetz
über die Krankenhausfinanzienmg 

in der Deutschen Demokratischen Republik 
— Krankenhausfinanzierungsgesetz — 

vom 30. August 1990

1. Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften

§1
Grundsatz

(1) Die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhäuser in der 
Deutschen Demokratischen Republik richtet sich auf der 
Grundlage des Vertrages über die Schaffung einer Wäh- 
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen den Regierun­
gen der Deutschen Demokratischen Republik und der Bun­
desrepublik Deutschland (Staatsvertrag) vom 18. Mai 1990 
nach diesem Gesetz.

(2) Zweck dieses Gesetzes ist, durch gezielte staatliche För­
derung der betriebsnotwendigen Krankenhausinvestitionen 
und durch eine ausreichende Bemessung der Entgelte der Be­
nutzer oder ihrer Kostenträger für die stationären und teil­
stationären Leistungen der Krankenhäuser (Pflegesätze) eine 
bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung mit leistungs­
fähigen, eigenverantwortlich wirtschaftenden Krankenhäu­
sern zu gewährleisten und zu sozial tragbaren Pflegesätzen 
beizutragen.

(3) Bei der Durchführung des Gesetzes arbeiten die zustän­
digen Landesbehörden mit den an der Krankenhausversor­
gung im Lande Beteiligten eng zusammen. Die Vielfalt der 
Krankenhausträger ist zu beachten; dabei ist insbesondere 
die wirtschaftliche Sicherung freigemeinnütziger und privater 
Krankenhäuser zu gewährleisten. Die Gewährung von För­
dermitteln nach diesem Gesetz darf nicht mit Auflagen ver­
bunden werden, durch die die Selbständigkeit und Unabhän­
gigkeit von Krankenhäusern über die Erfordernisse der 
Krankenhausplanung und der wirtschaftlichen Betriebsfüh­
rung hinaus beeinträchtigt werden.

(4) Der investive Nachholebedarf der Krankenhäuser und 
sonstigen Gesundheitseinrichtungen in der Deutschen Demo­
kratischen Republik ist außerhalb dieses Gesetzes gemäß Ar­
tikel 21 Abs. 5 des Staatsvertrages vornehmlich aus Mitteln 
des Staatshaushaltes mit dem Ziel zu finanzieren, möglichst 
schnell den Leistungsstandard der entsprechenden Einrich­
tungen in der Bundesrepublik Deutschland zu erreichen. Die 
erforderliche Förderhilfe ist auf Antrag der Landesregierun­
gen durch den Ministerrat zu entscheiden.

§2
Krankenhäuser

Krankenhäuser im Sinne dieses Gesetzes sind Einrichtun­
gen, in denen durch ärztliche und pflegerische Hilfeleistun­
gen Krankheiten, Leiden oder Körperschäden festgestellt, ge­
heilt oder gelindert werden sollen oder Geburtshilfe geleistet 
wird und in denen die zu versorgenden Personen unterge­
bracht und verpflegt werden können. Den Krankenhäusern 
sind für die Zwecke dieses Gesetzes die mit ihnen verbunde­
nen, staatlich anerkannten Einrichtungen zur Ausbildung für 
nichtärztliche Heilberufe (Ausbildungsstätten) gleichgestellt.

§3
Wirtschaftliche Sicherung der 

Krankenhäuser
(1) Die Krankenhäuser werden dadurch wirtschaftlich ge­

sichert, daß
1. ihre Investitionskosten im Wege öffentlicher Förderung 

übernommen werden und sie

2. Erlöse aus den Pflegesätzen erhalten.
Die öffentlichen Fördermittel und die Erlöse aus den Pflege­
sätzen müssen nach Maßgabe dieses Gesetzes und des Lan­
desrechte zusammen die vorauskalkulierten Selbstkosten 
eines sparsam wirtschaftenden und leistungsfähigen Kranken­
hauses decken.

(2) Die Aufwendungen für die öffentliche Förderung nach 
diesem Gesetz tragen die Länder, soweit in Rechtsvorschrif­
ten nichts anderes bestimmt ist.

(3) Krankenhäuser, die nicht öffentlich gefördert werden, 
können ihre betriebsnotwendigen Investitionskosten unter 
Beachtung des § 10 Abs. 4 über den Pflegesatz finanzieren.

§4
Krankenhausplanung und Investitionsprogramme

(1) Die Länder stellen zur Verwirklichung der in § 1 ge­
nannten Ziele Krankenhauspläne und Investitionsprogramme 
auf. Darin sind konkrete Zielsetzungen und Maßnahmen fest­
zulegen, insbesondere

1. zur Sicherstellung eines funktional gegliederten Netzes 
regional möglichst gleichmäßig verteilter, einander er­
gänzender Krankenhäuser,

2. zum Abbau nicht bedarfsnotwendiger Krankenhausbet­
ten und -einrichtungen oder zur Umstellung von Kran­
kenhauseinrichtungen auf andere Aufgaben,

3. zur Anpassung des gegenwärtigen Leistungsangebots an 
die Bedarfsentwicklung; soweit hierzu neue Kranken­
hauseinrichtungen notwendig sind, sollen insbesondere 
Leistungsangebote freigemeinnütziger und privater Kran­
kenhausträger berücksichtigt werden.

Mit den Landesverbänden der Krankenkassen und der Lan­
deskrankenhausgesellschaft oder mit den Vereinigungen der 
Krankenhausträger im Lande gemeinsam sind einvernehm­
liche Regelungen anzustreben. Das betroffene Krankenhaus 
ist anzuhören. Die Folgekosten der Krankenhausplanung, ins­
besondere ihre Auswirkungen auf die Pflegesätze, sind zu 
berücksichtigen.

(2) Das Nähere wird durch Landesrecht bestimmt.

2. Abschnitt 
Grundsätze der Investitionsförderung

§5
Voraussetzung der Förderung

(1) Die Krankenhäuser haben nach Maßgabe dieses Gesetzes 
Anspruch auf Förderung, soweit und solange sie in den Kran­
kenhausplan eines Landes und bei Investitionen nach § 6 
Abs. 1 Nr. 1 in das Investitionsprogramm aufgenommen sind. 
Die Aufnahme oder Nichtaufnahme in den Krankenhausplan 
wird von der zuständigen Landesbehörde durch Bescheid fest­
gestellt. Gegen den Bescheid ist der Rechtsweg gegeben.

(2) Die Vorschriften über die Förderung der Krankenhäu­
ser und Ausbildungsstätten nach diesem Abschnitt gelten für 
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen entsprechend.

(3) Die Investitionsförderung der Kliniken der Universitä­
ten und Medizinischen Akademien regelt sich nach den gel­
tenden Bestimmungen für das Hochschulwesen.

(4) Das Nähere zur Förderung wird durch Landesrecht be­
stimmt. Dabei kann auch geregelt werden, daß Krankenhäu­
ser bei der Aus-, Fort- und Weiterbildung von Ärzten unc 
sonstigen Fachkräften des Gesundheitswesens besondere Auf 
gaben zu übernehmen haben; soweit hierdurch zusätzlich 
Sach- und Personalkosten entstehen, ist ihre Finanzie 
rung zu gewährleisten.


